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Stromvergütung für Biogas nach dem neuen EEG 

 
 
Die Neufassung des Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ist am 01. August 2004  in Kraft getreten1. 
Die Rahmenbedingungen für die Stromerzeugung aus Biomasse verbessern sich gegenüber dem al-
ten EEG deutlich. In Abhängigkeit von der elektrischen Leistung legt das Gesetz unterschiedliche Min-
destvergütungen für den eingespeisten Strom fest. Zusätzlich gibt es Bonuszahlungen für 

• den ausschließlichen Einsatz von NawaRo und/oder Gülle und Schlempe,  
• die Nutzung von Wärme sowie  
• den Einsatz innovativer Technik.  

Man muss sich also schon bei der Planung sehr genau überlegen, wie groß die Biogasanlage dimen-
sioniert werden und welche Substrate zum Einsatz kommen sollen. 
 

Mindestvergütung 
Biogasanlagen bis zu einer elektrischen Leistung von 20 Megawatt, die ausschließlich Biomasse2 ein-
setzen und im Jahre 2004 in Betrieb genommen worden sind, erhalten für Strom ab Inkrafttreten des 
Gesetztes eine Vergütung von mindestens 

• 11,50 Cent pro Kilowattstunde für die ersten 150 Kilowatt elektrische Leistung, 
• 9,90 Cent pro Kilowattstunde für die 150 Kilowatt übersteigende Leistung bis einschließlich einer 

elektrischen Leistung von 500 Kilowatt, 
• 8,90 Cent pro Kilowattstunde für die 500 Kilowatt übersteigende Leistung bis einschließlich einer 

elektrischen Leistung von 5,0 Megawatt, 
• 8,40 Cent pro Kilowattstunde für die 5,0 Megawatt übersteigende Leistung. 

Etwas verwirrend ist, dass sich nur die vergütungsfähige Obergrenze von 20 MW auf die installierte 
Leistung bezieht, während sonst unter dem Begriff Leistung nicht die installierte Leistung zu verstehen 
ist. Die angegebenen Leistungsgrenzen (Schwellenwerte) dienen lediglich dazu, die Jahresstromer-
zeugung (Jahresarbeit) zu ermitteln, für die die jeweilige Mindestvergütung zu bezahlen ist.  

Die durchschnittliche Jahresarbeit errechnet sich aus dem jeweiligen Schwellenwert mal dem Kalen-
derjahr in Stunden.  

Das folgende Beispiel soll die Berechnung der Stromvergütungen verdeutlichen:  
Eine Biogasanlage wurde am 01. August 2004 in Betrieb genommen. Die Anlage erreicht im Jahr der 
Inbetriebnahme eine Betriebsdauer von 153 Tagen. In Stunden umgerechnet, sind das 3.672 Jahres-
stunden (153 Tage x 24 Stunden/Tag). Der Anlagenbetreiber erhält demzufolge im Jahr der Inbetrieb-
nahme für die ersten 550.800 Kilowattstunden (3.672 Jahresstunden x 150 Kilowatt), die er in das 
Netz einspeist, eine Mindestvergütung von 11,50 Cent pro Kilowattstunde. Wird mehr eingespeist, be-
kommt er für die nächsten 1.285.200 Kilowattstunden (3.672 Jahresstunden x 500 Kilowatt – 550.800 
Kilowattstunden) 9,90 Cent pro Kilowattstunde u.s.w. (siehe Tabelle 1). Die Höhe der Vergütung ist al-
so völlig unabhängig von der installierten Leistung. 
 
 
 
 
 
 
 

                                                           
1 Gesetz zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich, vom 21. Juli 2004 (BGBl I 2004, S.1918) 
2 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit wird ermächtigt, ... durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung 

des Bundestages bedarf, Vorschriften darüber zu erlassen, welche Stoffe als Biomasse im Sinne dieser Vorschrift gelten, welche techni-
schen Verfahren zur Stromerzeugung angewandt werden dürfen und welche Umweltanforderungen dabei einzuhalten sind. Bis zum Erlass 
einer Rechtsverordnung gilt die Biomasseverordnung vom 21. Juni 2001 (BGBl I 2001, S. 1234). 
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Tabelle 1: Berechnung der Stromvergütungen  
bis einschließlich 

 einer  
Eingespeiste Jahresarbeit 

Betriebsdauer  
Leistung von von bis  

Vergütungssatz 1) 

Tage 
/Jahr 

Stunden 
/Jahr kWel kWhel kWhel Cent/kWhel 

Jahr der Inbetriebnahme 
150 1 550.800 11,50 
500 550.801 1.836.000 9,90 

5.000 1.836.001 18.360.000 8,90 

 
 

153 

 
 

3.672 

20.000 18.360.001 73.440.000 8,40 
Folgejahre 2) 

150 1 1.314.000 11,50 
500 1.314.001 4.380.000 9,90 

5.000 4.380.001 43.800.000 8,90 

 
 

365 

 
 

8.760 

20.000 43.800.001 175.200.000 8,40 
1) Zuzüglich Umsatzsteuer 
2) Sofern es sich nicht um ein Schaltjahr handelt 

 

Beginnend ab dem 01. Januar 2005 werden die Mindestvergütungen jährlich für ab diesem Zeitpunkt 
neu in Betrieb genommene Anlagen um 1,5 Prozent (auf zwei Stellen hinter dem Komma gerundet) 
gesenkt. Maßgeblich für die Berechnung sind jeweils die Mindestvergütungen des Vorjahres. Die im 
Jahr der Inbetriebnahme gültigen Mindestvergütungen einschließlich eventueller Bonuszahlungen 
(siehe Kap. 2 bis 4) sind für die Dauer von 20 Jahren zuzüglich des Jahres der Inbetriebnahme zu be-
zahlen. Die Umsatzsteuer ist in den Vergütungssätzen nicht enthalten. 

Die Pflicht zur Vergütung entfällt für Strom aus Anlagen, die ab dem 01. Januar 2007 in Betrieb ge-
hen, wenn für Zwecke der Zünd- und Stützfeuerung nicht ausschließlich Biomasse – dies wird in der 
Regel Rapsöl sein – oder Pflanzenölmethylester verwendet wird.  

Für Biogasanlagen, die vorher in Betrieb genommen worden sind, gilt auch der Anteil, der der not-
wendigen fossilen Zünd- und Stützfeuerung zuzurechnen ist, weiterhin als Strom aus Biomasse. Um-
stritten ist, ob diese Regelung auch für den Austausch von Zündstrahlmotoren nach dem 01. Januar 
2007 in Biogasanlagen, die vor diesem Zeitpunkt in Betrieb gegangen sind, gilt.  

Wie hoch der Anteil der notwendigen fossilen Zündfeuerung sein darf, ist im Gesetz nicht definiert. Die 
Notwendigkeit der fossilen Zündfeuerung wird man kaum verneinen können, wenn ihr Anteil im Jah-
resdurchschnitt nicht über 15 Prozent der Bruttoenergie liegt, die dem BHKW zugeführt wird. In der 
Anlaufphase der Biogasanlage lässt sich dieser 15 Prozentanteil allerdings oft nicht einhalten. Die 
Netzbetreiber vertreten in der Regel den Standpunkt, dass 10 Prozent die Grenze bilden.  

NawaRo-Bonus 
Die Mindestvergütungen erhöhen sich zusätzlich um einen „NawaRo-Bonus“ in Höhe von 
• 6,00 Cent pro Kilowattstunde bis einschließlich einer elektrischen Leistung von 500 Kilowatt, 
• 4,00 Cent pro Kilowattstunde bis einschließlich einer elektrischen Leistung von 5 Megawatt,  
wenn 
1. der Strom ausschließlich 

a) aus Pflanzen oder Pflanzenbestandteilen, die in landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen oder 
gartenbaulichen Betrieben oder im Rahmen der Landschaftspflege anfallen und die keiner wei-
teren als der zur Ernte, Konservierung oder Nutzung in der Biomasseanlage erfolgten Aufberei-
tung oder Veränderung unterzogen wurden, 

b) „aus Exkrementen und/oder Urin von Nutztieren2, mit oder ohne Einstreu“3 oder aus in einer 
landwirtschaftlichen Brennerei4 angefallener Schlempe, für die keine anderweitige Verwer-
tungspflicht nach dem Branntweinmonopolgesetz5 besteht, oder 

                                                           
2 Nutztiere sind Tiere, die von Menschen gehalten, gemästet oder gezüchtet und zur Erzeugung von Lebensmitteln (wie Fleisch, Milch und 
Eiern) oder zur Gewinnung von Wolle, Pelzen, Federn, Häuten oder andren Erzeugnissen tierischen Ursprungs genutzt werden. 
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c) aus beiden Stoffgruppen gewonnen wird, 
2. die Biomasseanlage ausschließlich für den Betrieb mit Stoffen nach Nummer 1 genehmigt ist, oder, 

soweit eine solche Genehmigung nicht vorliegt, der Anlagenbetreiber durch ein Einsatzstoff-
Tagebuch mit Angaben und Belegen über Art, Menge und Herkunft der eingesetzten Stoffe den 
Nachweis führt, dass keine anderen Stoffe eingesetzt werden und  

3. auf dem selben Betriebsgelände keine Biomasseanlagen betrieben werden, in denen Strom aus 
sonstigen Stoffen gewonnen wird.  

Die Verpflichtung den NawaRo-Bonus zu bezahlen, besteht ab dem Zeitpunkt, von dem an die o. g. 
Voraussetzungen erfüllt sind. Auch Altanlagen können den NawaRo-Bonus für die Dauer der Rest-
laufzeit der gesetzlich festgelegten Einspeisevergütung bekommen. Für alle Anlagen gilt: Sobald die 
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind, entfällt der Anspruch auf den NawaRo-Bonus endgültig. 

Nach dem Willen des Gesetzgebers sollen Anreize geschaffen werden, das vorhandene Biomassepo-
tenzial besser zu erschließen, ohne dabei Mitnahmeeffekte auszulösen. Welche Rohstoffe konkret er-
laubt sind, lässt sich aber aus dem Gesetzestext nur schwer ableiten. Die folgende Tabelle soll einen 
unverbindlichen Überblick geben, welche Einsatzstoffe möglich sind. 

Tabelle 2: Einsatzstoffe, die zum Bezug des NawaRo-Bonus berechtigen*  (Stand Januar 2005) 

Kot und/oder Harn 

Positivliste Negativliste 

Kot und/oder Harn einschließlich Einstreu von Nutz-
tieren, vom eigenen landwirtschaftlichen Betrieb o-
der von anderen landwirtschaftlichen Betrieben, so-
fern nach Ansicht der zuständigen Behörden keine 
Gefahr der Verbreitung einer schweren übertragba-
ren Krankheit besteht. 

Nutztiere sind Tiere die von Menschen gehalten, 
gemästet oder gezüchtet und zur Erzeugung von 
Lebensmitteln (wie Fleisch, Milch und Eiern) oder 
zur Gewinnung von Wolle, Pelzen, Federn, Häuten 
oder andren Erzeugnissen tierischen Ursprungs ge-
nutzt werden. 

Nutztiere sind dementsprechend: 

Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Geflügel, ...  

Kot und/oder Harn einschließlich Einstreu von 
Heimtieren. 

Heimtiere sind Tiere von Arten, die normaler-
weise von Menschen zu anderen Zwecken als 
zu landwirtschaftlichen Nutzzwecken gefüttert 
und gehalten, jedoch nicht verzehrt werden. 

Heimtiere sind dementsprechend: 

Pferde, Zoo- und Zirkustiere, ... 

                                                                                                                                                                                     
3 Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober 2002 mit Hygienevorschriften für nicht für 
den menschlichen Verzehr bestimmte Nebenprodukte (ABl. EG Nr. L 273 S. 1), geändert durch Verordnung (EG) Nr. 808/2003 der Kom-
mission vom 12. Mai 2003 (ABl. EU Nr. L 117 S. 1). 
4 Im Sinne des § 25 des Gesetzes über das Branntweinmonopol in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 612-7, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2924). 
5 Nach § 25 Abs. 2 Nr. 3 oder Abs. 3 Nr. 3 des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
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Forts. Tabelle 3: Einsatzstoffe, die zum Bezug des NawaRo-Bonus berechtigen 

Schlempe 

Positivliste Negativliste 

Schlempe aus einer landwirtschaftlichen Brenne-
rei, für die nach §25 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol keine anderweitige Verwer-
tungspflicht besteht.  

Landwirtschaftliche Brennereien können als Ein-
zelbrennerei oder als Gemeinschaftsbrennerei 
betrieben werden. 

Eine Einzelbrennerei muss folgende Bedingun-
gen erfüllen: 

• Die Brennerei muss mit einem landwirtschaft-
lichen Betrieb verbunden sein (Brennereiwirt-
schaft). Brennerei und Landwirtschaft müs-
sen für Rechnung desselben Besitzers be-
trieben werden. 

• In der Brennerei dürfen nur Kartoffeln und 
Getreide verarbeitet werden. 

• Die Rückstände des Brennereibetriebes 
müssen restlos an das Vieh der Brennerei-
wirtschaft verfüttert werden. Aller Dünger, der 
während der Schlempefütterung anfällt, muss 
auf den Grundstücken der Brennereiwirt-
schaft verwendet werden. Die Verpflichtung 
zur Schlempe- und Düngerverwertung ent-
fällt, wenn in der Brennerei während des Be-
triebsjahres überwiegend Rohstoffe verarbei-
tet werden, die selbstgewonnen sind.  

Für Gemeinschaftsbrennereien gelten sinnge-
mäß dieselben Bedingungen. 

Schlempe aus nicht landwirtschaftlichen Brenne-
reien und Bioethanolfabriken. 
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Forts. Tabelle 4: Einsatzstoffe, die zum Bezug des NawaRo-Bonus berechtigen 

Pflanzen oder Pflanzenbestandteile,  
die in landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Betrieben anfallen 

Positivliste Negativliste 

Ganzpflanzen, die keiner weiteren als der zur 
Ernte, Konservierung oder Nutzung in der Bio-
masseanlage erfolgten Aufbereitung oder Ver-
änderung unterzogen wurden.  

In Form von Grüngut, Silage oder Trockengut 
können dies sein: 

Der Aufwuchs von Wiesen und Weiden, Acker-
futterpflanzen einschließlich als Ganzpflanzen 
geerntete Getreide, Ölsaaten oder Leguminosen, 
... 

Nicht aufbereitete Gemüse, Heil- und Gewürz-
pflanzen, Schnittblumen, ... 

Ganzpflanzen, die einer weiteren als der zur Ern-
te, Konservierung oder Nutzung in der Biomasse-
anlage erfolgten Aufbereitung oder Veränderung 
unterzogen wurden. 

Beispiele dafür sind: 

Pflanzenbestandteile, die keiner weiteren als der 
zur Ernte, Konservierung oder Nutzung in der 
Biomasseanlage erfolgten Aufbereitung oder 
Veränderung unterzogen wurden.  

In Form von Grüngut, Silage oder Trockengut 
können dies sein: 

Körner, Samen, Corn-Cob-Mix , Knollen, Rüben, 
Obst, Gemüse, .... 

Kartoffelkraut, Rübenblätter, Stroh, .... 

Pflanzenbestandteile, die einer weiteren als der 
zur Ernte, Konservierung oder Nutzung in der 
Biomasseanlage erfolgten Aufbereitung oder Ver-
änderung unterzogen wurden. 

Beispiele dafür sind:

Getreideabputz, Rübenkleinteile und Rüben-
schnitzel als Nebenprodukt der Zuckerproduktion, 
Gemüseabputz, Kartoffelschalen, Pülpe, Treber, 
Trester, Presskuchen, Extraktionsschrote, ...
 

Pflanzen oder Pflanzenbestandteile,  
die im Rahmen der Landschaftspflege anfallen 

Positivliste Negativliste 

Beispiele sind Grünschnitt aus der Landschafts-
pflege, kommunaler Grasschnitt, Grünschnitt von 
Golf- und Sportplätzen sowie Privatgärten, u. ä..

 

Kraft-Wärme-Kopplungs-Bonus 
Die Mindestvergütungen bis einschließlich einer elektrischen Leistung von 20 Megawatt erhöhen sich 
zusätzlich um jeweils 2,0 Cent pro Kilowattstunde, soweit es sich um Strom im Sinne von § 3 Abs. 4 
des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes6 handelt und dem Netzbetreiber ein entsprechender Nachweis7 
vorgelegt wird.  

Anstelle des Nachweises können für serienmäßig hergestellte KWK-Anlagen mit einer elektrischen 
Leistung von bis zu 2 Megawatt geeignete Unterlagen des Herstellers vorgelegt werden, aus denen 
                                                           
6 KWK-Strom ist das rechnerische Produkt aus Nutzwärme und Stromkennzahl der KWK-Anlage. Bei Anlagen, die nicht über Vorrichtun-
gen zur Abwärmeabfuhr verfügen, ist die gesamte Netto-Stromerzeugung KWK-Strom (BGBl I 2002, S. 1092). 
7 Nachweis nach dem von der Arbeitsgemeinschaft für Wärme und Heizkraftwirtschaft - AGFW - e.V. herausgegebenen Arbeitsblatt FW 308 
- Zertifizierung von KWK-Anlagen – Ermittlung des KWK-Stromes vom November 2002 (BAnz. Nr. 218 a vom 22. November 2002). 

mafj
Pflanzenbestandteile



Wirtschaftlichkeit von Biogasanlagen LFL - Institut für Agrarökonomie, Mai 2004/September 2005 

6 

die thermische und elektrische Leistung sowie die Stromkennzahl hervorgehen. Ein Anspruch auf den 
KWK-Bonus besteht allerdings nur für Wärme, die außerhalb der Biogasanlage genutzt wird (siehe 
Abbildung 1).  

Der Anlagenbetreiber muss die Wärmenutzung nachweisen. Bei Anlagen bis 2 Megawatt elektrischer 
Leistung sollte die Installation von Wärmemengenzählern für den Nachweis ausreichen. Aus der ge-
messenen Wärmemenge und der Stromkennzahl lässt sich dann errechnen, wie viel Strom erzeugt 
werden musste, um die gemessene Wärmemenge auszukoppeln. Nur für diese errechnete elektrische 
Arbeit wird der KWK-Bonus zusätzlich zur Stromvergütung bezahlt.  

Dazu ein Beispiel: Ein Biogasanlagenbetreiber weist die Nutzung von 400.000 kWh Wärme nach. Die 
Stromkennzahl seines BHKW beträgt laut Herstellerangaben 0,625. Demzufolge war für die Auskopp-
lung der 400.000 kWh Wärme die Erzeugung von 250.000 kWh Strom erforderlich (400.000 
kWhtherm x 0,625 = 250.000 kWhel). Der Anlagenbetreiber bekommt für diesen Stromanteil zusätz-
lich zur sonstigen Stromvergütung den KWK-Bonus. Die Wärmeauskopplung wird also insgesamt mit 
5.000 € honoriert (250.000 kWhel x 2 Ct/kWhel). 
 

Abbildung 1: Schematische Darstellung zum KWK-Bonus für Anlagen bis 2 Megawatt Leistung8 

Technologie-Bonus 
Die Mindestvergütung erhöht sich bis einschließlich einer Leistung von 5,0 Megawatt um weitere 2,00 
Cent pro Kilowattstunde, wenn 
• der Strom in Anlagen gewonnen wird, die auch in Kraft-Wärme-Kopplung betrieben werden, und 

die Biomasse durch thermochemische Vergasung oder Trockenfermentation umgewandelt oder  
• das zur Stromerzeugung eingesetzte Gas aus Biomasse auf Erdgasqualität aufbereitet worden ist 

oder 
• der Strom mittels Brennstoffzellen, Gasturbinen, Dampfmotoren, Organic-Rankine-Anlagen, Mehr-

stoffgemisch-Anlagen, insbesondere Kalina-Cycle-Anlagen, oder Stirling-Motoren gewonnen wird. 
 

Mit dem Technologiebonus will der Gesetzgeber einen Anreiz zum Einsatz innovativer, besonders e-
nergieeffizienter und damit umwelt- und klimaschonender Anlagentechniken setzen, deren Anwen-
dung regelmäßig mit höheren Investitionskosten verbunden ist. 
 

                                                           
8 Fachverband Biogas, 2004 (geändert). 
9 Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit kann, ... durch Rechtsverordnung weitere Verfahren oder Techni-
ken benennen oder einzelne der genannten Verfahren oder Techniken ausnehmen. 


	Test1: Gemüse, Heil- und Gewürzpflanzen,  Schnitt-
blumen, die zur weiteren Vermarktung getrock-
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